
Beschlussantrag an die Kreismitgliederversammlung Die Linke Tübingen
Der Antrag versteht sich als Ergänzung zu den bundesweiten Aktivitäten der Linken und zielt auf eine 
Zusammenarbeit zwischen der Linken in Tübingen, in Rottenburg, im Steinlachtal und in Mössingen. Er 
formuliert positive Ziele und betont die Kommunalpolitik und eine Stärkung der ökologischen Themen. 

Die Lebensgrundlagen der Bevölkerung durch Bezahlbarkeit und 
Versorgungssicherheit verbessern

Gegen die Politik der Verarmung und der sozialen Spaltung der Gesellschaft treten wir 
für eine Politik ein, die die sozialen Grundbedürfnisse der Bevölkerung absichert, den 
Sozialstaat verteidigt und die Demokratie verteidigt. Dafür müssen wir uns breiter und 
mit positiven Zielen aufstellen: 
- bezahlbare Mieten (mit Vergesellschaftung der großen Wohnkonzerne), Mietendeckel, 
erhöhte Quote für Sozialbindung, ökologischer Wohnungsbau in den Städten statt 
Betonburgen bei gleichzeitiger Beachtung des Flächenverbrauchs
- Wasser und besonders Trinkwasser mit einem Grundfreibetrag pro Person und 
Prioritäten bei Verknappung
- Energie: Beseitigung der fossilen Energiequellen - Stromtarife mit einem Grundfreibe-
trag pro Person für alle. Wer mehr verbraucht, muss zahlen
- gesunde, pestizidfreie und bezahlbare Nahrungsmittel, Grundnahrungsmittel mehrwert-
steuerfrei
- eine biologische Ausrichtung der Landwirtschaft, indem eine regionale Produktion von 
Lebensmitteln gestärkt und die Abhängigkeit von den vier großen  Lebensmittelkonzer-
nen verringert wird
- Durchsetzung der Mindestlöhne mit regelmäßigen, starken Kontrollen und Erhöhung 
der Grundsicherung, kommunale Auftragsvergabe an Unternehmen mit Garantie auf 
Mindestlohn und andere Arbeitsstandards
- gebührenfreie Unterbringung der Kinder in Kitas mit pädagogischer Förderung, kosten-
losem Mittagstisch bei Ganztag, verknüpft mit regionaler Lebensmittelerzeugung
- Mobilität: Ausbau des ÖPNV mit regelmäßigen Verbindungen, kostenloser Schülerver-
kehr, billiges Deutschlandticket besonders für Pendler.

Diese Überlegungen zielen darauf, gegen die fortschreitende soziale Spaltung, 
Entrechtung und Überwachung in der Gesellschaft in Arme, Arbeitslose, Niedriglöhner, 
Verschuldete, Migranten, Geflüchtete etc. aufzutreten. Wir wollen breite Bevölke-
rungsschichten gewinnen, um gegen Ausbeutung, Erniedrigung, den Sozialkahlschlag 
und politische Demagogie von rechtsextremer Seite voranzukommen. 
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Seit der globalen Wirtschaftskrise 2008/09 versuchen Banken und IT-Konzerne ihre 
gesunkenen Renditen in der klassischen Industrie (Ausnahme KI und Rüstungsindustrie) 
durch eine neoliberale Politik mit Privatisierung, Deregulierung, Demontage des 
Sozialstaats durchzusetzen. Die Grundbedürfnisse der breiten Bevölkerung werden zum 
Spielball ihrer Profitinteressen. Daher die besondere Bedeutung der sozialen 
Daseinsvorsorge mit ihren finanziellen Kürzungsorgien in den Kommunen, dort werden 
rund 70 Prozent aller öffentlichen Ausgaben beschlossen. Durch die erzwungene 
Verschuldung der Kommunen (rund 230 Milliarden Euro) werden besonders der 
Wohnungsbau mit den Wuchermieten, die öffentliche Infrastruktur mit (Trink-)Wasser, 
Abfallwirtschaft, Energie und industriell hergestellten Nahrungsmitteln (um den Preis der 
Ware Arbeitskraft zu senken). Die durchschnittliche Rendite für fünf Jahre bei 
Neuvermietungen in Berlin beträgt etwa 8,4 Prozent (Tagesschau, 25.9.26)!
Die politische Krise spitzt sich aktuell auf Grundsatzfragen wie die Vergesellschaftung 
zentraler Bereiche und Angriffe auf das Grundgesetz (Abschaffung des Asylrechts) zu. 
Die Rechtsextremen und Faschisten versuchen, mit ihrer Politik die Bevölkerung zu 
ängstigen und zu verunsichern (siehe u.a. aktuelle Spritpreise), die Krise mit offen 
rassistischer Sozialdemagogie auf dem Rücken der Wehrlosen abzuladen und planen die 
Beseitigung grundlegender Errungenschaften (z.B. Schulbesuch, öffentlich kontrollierte 
Medien, Länderfinanzausgleich). 
Wir haben momentan unsere jüngsten Erfolge vor allem in städtischen und akademischen 
Milieus (Freiburg, Heidelberg, Tübingen, Karlsruhe, Stuttgart), vernachlässigen aber 
sträflich den ländlichen Raum. Dies zeigt sich an den Wahlergebnissen in Baden-
Württemberg, Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern und Niedersachsen. 
Deshalb müssen wir uns breiter aufstellen und nicht nur die Schwächsten in der Gesell-
schaft, sondern alle für eine soziale Demokratie auf ökologischer Grundlage zu stärken, 
indem wir für ein sicheres und bezahlbares Leben in Würde eintreten.

Antragsteller: Emanuel Peter, Rottenburg
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